
 

  

S 42 KR 364/18

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Berlin-Brandenburg
Sozialgericht Landessozialgericht Berlin-Brandenburg
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung 28.
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Beiträge zur knappschaftlichen Kranken-

und Pflegeversicherung
betriebliche Altersversorgung
Kapitalleistung, Kapitalauszahlung
Verfassungsmäßigkeit
Freibetrag

Leitsätze Zur Beitragspflicht der Kapitalleistung aus
einer vom Arbeitgeber des Versicherten
vor dem 1. Januar 2004 begründeten
betrieblichen Altersversorgung. Die auf
Leistungen der betrieblichen
Altersversorgung anzuwendende
Freibetragsregelung nach § 226 Abs. 2
Satz 2 SGB V in der Fassung des GKV-
Betriebsrentenfreibetragsgesetzes vom
21. Dezember 2019 gilt (erst) ab dem 1.
Januar 2020

Normenkette SGB V § 229 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5
SGB V § 226 Abs. 2 Satz 2

1. Instanz

Aktenzeichen S 42 KR 364/18
Datum 22.01.2020

2. Instanz

Aktenzeichen L 28 KR 113/20
Datum 18.03.2022

3. Instanz

Datum -

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Cottbus
vom 22. Januar 2020 wird zurÃ¼ckgewiesen.
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Â 

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu
erstatten. 

Â 

Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand

Â 

Die KlÃ¤gerin wendet sich gegen die Erhebung von BeitrÃ¤gen zur gesetzlichen
Krankenversicherung und zur sozialen Pflegeversicherung auf die Kapitalleistung
aus einer betrieblichen Altersversorgung. 

Â 

Die 19Â  geborene KlÃ¤gerin erhielt von ihrer seinerzeitigen Arbeitgeberin, der
frÃ¼heren D AG, am 1. Februar 1996 die Zusage auf Leistungen der betrieblichen
Altersversorgung. Die zugrunde liegenden BeitrÃ¤ge wurden im Rahmen der
Entgeltumwandlung von der KlÃ¤gerin aufgebracht. Ihr ArbeitsverhÃ¤ltnis endete
zum 31. Dezember 2005. Mit Eintritt in den Ruhestand am 1. August 2016 wurde sie
aufgrund des Altersrentenbezugs pflichtversichertes Mitglied der knappschaftlichen
Kranken- und Pflegeversicherung bei der Beklagten. Im Januar 2017 wurde ihr aus
der betrieblichen Altersversorgung eine Kapitalleistung in HÃ¶he von einmalig
23.044 â�¬ ausgezahlt. 

Â 

Mit Bescheiden vom 9. MÃ¤rz 2017 setzte die Beklagte die BeitrÃ¤ge der KlÃ¤gerin
fÃ¼r die Zeit ab dem 1. Februar 2017 fest unter Zugrundelegung von 1/120 der
Kapitalleistung (192,03 â�¬) als monatlicher Zahlbetrag fÃ¼r die Zeit vom 1.
Februar 2017 bis zum 31. Januar 2027. Auf entsprechende Anfrage der Beklagten
bestÃ¤tigte die Rechtsnachfolgerin der Arbeitgeberin der KlÃ¤gerin, die DÂ  GmbH
mit Schreiben vom 13. November 2017, dass es sich bei dem ausgezahlten Betrag
von 23.044 â�¬ um eine komplett arbeitgeberfinanzierte betriebliche
Altersversorgung handle. Den Widerspruch der KlÃ¤gerin gegen die Bescheide vom
9. MÃ¤rz 2018 Ã¼ber die Beitragserhebung aus VersorgungsbezÃ¼gen zur
Kranken- und Pflegeversicherung ab dem 1. Februar 2017 wies die Beklagte mit
Widerspruchsbescheid vom 26. Juni 2018 zurÃ¼ck. Vom 1. Januar 2004 an
unterlÃ¤gen alle Kapitalleistungen, die der Alters- und Hinterbliebenenversorgung
oder der Versorgung bei verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit dienten, der
Beitragspflicht. Bei beitragspflichtigen VersorgungsbezÃ¼gen, die als
Kapitalleistung gewÃ¤hrt wÃ¼rden, gelte 1/120 der Kapitalleistung als monatlicher
Zahlbetrag. Der Betrag der Kapitalleistung werde auf 10 Jahre umgelegt. Die Frist
von 10 Jahren beginne mit dem Ersten des auf die Auszahlung der Kapitalleistung
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folgenden Kalendermonats. FÃ¼r Rentenbezieher gelte die Besonderheit, dass erst
BeitrÃ¤ge zu zahlen seien, wenn die monatlichen, beitragspflichtigen Einnahmen
aus den VersorgungsbezÃ¼gen insgesamt 1/20 der monatlichen BezugsgrÃ¶Ã�e
Ã¼berstiegen. Bei Versicherungspflichtigen gelte fÃ¼r die Bemessung der
BeitrÃ¤ge aus den VersorgungsbezÃ¼gen der allgemeine Beitragssatz;
hinzukomme der Zusatzbeitrag der Knappschaft. Die BeitrÃ¤ge aus einer
Kapitalleistung seien vom Versicherten an die Krankenkasse zu zahlen. Aus der
Kapitalleistung in HÃ¶he von 23.044 â�¬ seien mithin nach Auszahlung im Januar
2017 fÃ¼r die Zeit vom 1. Februar 2017 bis zum 31. Januar 2027 aus einem Betrag
von monatlich 192,03 â�¬ BeitrÃ¤ge zur Kranken- und Pflegeversicherung zu
entrichten.

Â 

Die von der KlÃ¤gerin am 26. Juli 2018 erhobene Klage hat das Sozialgericht
Cottbus mit Urteil vom 22. Januar 2020 abgewiesen. Zur BegrÃ¼ndung hat es
ausgefÃ¼hrt, die angefochtenen Bescheide seien rechtmÃ¤Ã�ig. Die KlÃ¤gerin sei
versicherungspflichtige Rentnerin. Beitragspflichtig seien neben dem Zahlbetrag
der Rente auch vergleichbare Einnahmen. Hierzu zÃ¤hle die Kapitalleistung aus der
betrieblichen Altersversorgung. Verfassungsrecht werde hierdurch nicht verletzt.
Das Vertrauen der KlÃ¤gerin in die frÃ¼here Rechtslage sei nicht schutzwÃ¼rdig.
Die BegrÃ¼ndung der angefochtenen Bescheide, auf die im Ã�brigen verwiesen
werde, sei zutreffend.

Â 

Mit ihrer Berufung vom 12. Februar 2020 haben die ProzessbevollmÃ¤chtigten der
KlÃ¤gerin fÃ¼r diese geltend gemacht, ihr sei ab 1. Februar 1996 eine Zusage auf
Leistungen der betrieblichen Altersversorgung erteilt worden. Die entsprechenden
BeitrÃ¤ge seien im Rahmen einer Entgeltumwandlung durch sie, die KlÃ¤gerin,
selbst gezahlt worden. Im Zeitpunkt ihres Ausscheidens bei ihrer Arbeitgeberin
seien die gesetzlichen Voraussetzungen fÃ¼r die Unverfallbarkeit einer
betrieblichen Altersversorgung gegeben gewesen. Sie, die KlÃ¤gerin, werde
unangemessen rÃ¼ckwirkend schlechter gestellt. Ihr Vertrauen sei schutzwÃ¼rdig.
Dem BÃ¼rger habe mit dieser Art der betrieblichen Altersversorgung die
MÃ¶glichkeit gegeben werden sollen, fÃ¼r das Alter vorzusorgen. Das Argument
des Schutzes der Versicherungsgemeinschaft greife nicht im Ansatz durch. Die
zugrunde gelegten 192,03 â�¬ seien jedenfalls um den Freibetrag von 159,25 â�¬
zu kÃ¼rzen. 

Â 

Nach Erteilung der EinverstÃ¤ndnisse der Beteiligten mit einer schriftlichen
Entscheidung der Berichterstatterin hat die Beklagte auf Nachfrage mitgeteilt, dass
nachfolgend der KlÃ¤gerin gegenÃ¼ber die Beitragsbescheide vom 21. September
2018, 20. Dezember 2018, 23. Juni 2020, 29. Oktober 2020, 19. Dezember 2020
und 2. Juli 2021 ergangen seien. Wegen deren Inhalts wird auf Blatt 88 bis 107 der
Gerichtsakte verwiesen. Die Beteiligten sind sodann darauf hingewiesen worden,
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dass diese Bescheide Gegenstand des Verfahrens geworden sein dÃ¼rften und
dass unverÃ¤ndert eine schriftliche Entscheidung der Berichterstatterin beabsichtigt
sei (gerichtliches Schreiben vom 13. August 2021).

Â 

Die KlÃ¤gerin beantragt sinngemÃ¤Ã�,

Â 

das Urteil des Sozialgerichts Cottbus vom 22. Januar 2020 und die Bescheide der
Beklagten vom 9. MÃ¤rz 2017 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 26.
Juni 2018, in der Fassung der Beitragsbescheide vom 21. September 2018, 20.
Dezember 2018, 23. Juni 2020, 29. Oktober 2020, 19. Dezember 2020 und 2. Juli
2021 aufzuheben.

Â 

Die Beklagte beantragt,

Â 

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Sie ergÃ¤nzt ihr erstinstanzliches Vorbringen dahingehend, dass der zum 1. Januar
2020 gesetzlich geregelte Freibetrag mit den Beitragsbescheiden vom 29. Oktober
2020 rÃ¼ckwirkend ab diesem Zeitpunkt bzw. den nachfolgenden
Beitragsbescheiden berÃ¼cksichtigt worden sei. FÃ¼r die Zeit bis zum 31.
Dezember 2019 sei dagegen der gesamte Betrag des Versorgungsbezugs â�� wie
geschehen â�� zu verbeitragen.

Â 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes und des Vortrags der
Beteiligten wird im Ã�brigen auf den Inhalt der Gerichtsakten und des
beigezogenen Verwaltungsvorgangs der Beklagten Bezug genommen.

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Â 

Die gemÃ¤Ã� Â§ 143 Sozialgerichtsgesetz (SGG) statthafte und auch im Ã�brigen
zulÃ¤ssige (vgl. Â§ 151 Abs. 1 SGG) Berufung der KlÃ¤gerin, Ã¼ber die die
Berichterstatterin ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entsprechend den vorliegenden
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EinverstÃ¤ndnissen der Beteiligten hat entscheiden kÃ¶nnen (vgl. Â§Â§ 124 Abs. 2, 
155 Abs. 3 und 4 SGG), ohne dass es nachfolgend zu einer erheblichen Ã�nderung
der Prozesssituation gekommen wÃ¤re, ist unbegrÃ¼ndet. 

Â 

Streitgegenstand des Berufungsverfahrens sind die Bescheide der Beklagten vom 9.
MÃ¤rz 2017 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 26. Juni 2018, in der
Fassung der Beitragsbescheide vom 21. September 2018, 20. Dezember 2018, 23.
Juni 2020, 29. Oktober 2020, 19. Dezember 2020 und 2. Juli 2021, wobei das Klage-
und Berufungsbegehren sowie das angefochtene Urteil des Sozialgerichts
sachdienlich dahingehend auszulegen sind, dass sich die KlÃ¤gerin gegen
sÃ¤mtliche nach Â§Â§ 86, 96 SGG Gegenstand des Verfahrens gewordenen
Beitragsbescheide wendet und sich das Urteil des Sozialgerichts auf die kraft
Gesetzes Gegenstand des Gerichtsverfahrens gewordenen erstreckt im Hinblick
darauf, dass die KlÃ¤gerin die RechtmÃ¤Ã�igkeit der Verbeitragung der
Kapitalleistung seit Beitragserhebung bestreitet und die Kammer die Klage unter
Beachtung des entsprechend verstandenen Begehrens insgesamt abgewiesen hat.
Im Ã�brigen entscheidet der Senat im EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten durch die
Berichterstatterin Ã¼ber die nach UrteilsverkÃ¼ndung durch das Sozialgericht der
KlÃ¤gerin bekanntgegebenen und infolgedessen gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 1 SGG i.V.m.
Â§ 96 SGG Gegenstand des Berufungsverfahrens gewordenen Beitragsbescheide
auf Klage.

Â 

Das Sozialgericht hat zu Recht und mit zutreffender BegrÃ¼ndung die zulÃ¤ssige
Anfechtungsklage (vgl. Â§ 54 Abs. 1 SGG) der KlÃ¤gerin abgewiesen, so dass
hierauf zur Vermeidung von Wiederholungen nach Â§ 153 Abs. 2 SGG Bezug
genommen wird. Die im Klage- und Berufungsverfahren angefochtenen Bescheide
der Beklagten sind sÃ¤mtlich rechtmÃ¤Ã�ig und verletzen die KlÃ¤gerin daher nicht
in ihren Rechten. Ihr mit der Berufung ergÃ¤nzend formulierter Feststellungsantrag,
dass fÃ¼r die in den angefochtenen Bescheiden aufgefÃ¼hrten Einnahmen keine
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Kranken- und sozialen Pflegeversicherung
bestanden habe, geht im Hinblick darauf ins Leere und ist jedenfalls unbegrÃ¼ndet.

Â 

Aus der BerufungsbegrÃ¼ndung ergibt sich, und zwar auch in Bezug auf die im
Berufungsverfahren Klagegegenstand gewordenen Bescheide, nichts
Abweichendes. Die Kapitalauszahlung aus der der KlÃ¤gerin seitens ihrer frÃ¼heren
Arbeitgeberin bereits im Februar 1996 zugesagten betrieblichen Altersversorgung
stellt einen betrieblichen Versorgungsbezug im Sinne von Â§ 229 Abs. 1 Satz 1 Nr.
5, Satz 3 Var. 2 Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch â�� Gesetzliche
Krankenversicherung â�� (SGB V), bzw. hinsichtlich der Sozialen Pflegeversicherung
i.V.m. Â§ 57 Abs. 1 Satz 1 Sozialgesetzbuch Elftes Buch â�� Soziale
Pflegeversicherung â�� [SGB XI]) in der seit 1. Januar 2004 geltenden Fassung vom
14. November 2003 (BGBl. I S. 2190 â�� GKV-Modernisierungsgesetz) dar. Soweit
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der ProzessbevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤gerin die AusfÃ¼hrungen des Sozialgerichts
in Bezug auf das Vorliegen betrieblicher Altersversorgung bei zugleich bestÃ¤tigter
â�� eigener â�� Beitragsfinanzierung in Form der Entgeltumwandlung fÃ¼r
widersprÃ¼chlich hÃ¤lt, ist dem nicht zu folgen. Die gegenstÃ¤ndliche
Kapitalisierung der betrieblichen Altersversorgung dient der Versorgung der
Arbeitnehmerin im Alter, also der Sicherung ihres Lebensstandards nach dem
Ausscheiden aus dem Erwerbsleben. Dass diese Leistung als einmalige
Kapitalleistung ausgezahlt worden ist, hat auf die Einordnung als beitragspflichtige
Leistung der betrieblichen Altersversorgung keinen Einfluss und begrÃ¼ndet nicht
den von der KlÃ¤gerin gesehenen Widerspruch. Vielmehr urteilen in mittlerweile
stÃ¤ndiger Rechtsprechung das Bundesverfassungsgericht, das Bundessozialgericht
und die Instanzgerichte, dass eine typisierende, institutionelle Abgrenzung
(Versicherungseinrichtung, Versicherungstyp) dafÃ¼r maÃ�gebend ist, ob es sich
bei einer Altersvorsorgeleistung um einen Versorgungsbezug im Sinne des Â§ 229
SGBÂ V handelt, und dass auch von vornherein vereinbarte einmalige
Kapitalauszahlungen hierunter fallen kÃ¶nnen (vgl. insbes. BVerfG, BeschlÃ¼sse
vom 7. April 2008 â�� 1 BvR 1924/07 â�� und vom 6. September 2010 â�� 1 BvR
739/08 â��; BSG, Urteil vom 8. Juli 2020 â�� B 12 KR 1/19 R â��; LSG Berlin-
Brandenburg, Urteil vom 8. April 2021 â�� L 1 KR 375/20 â��;Â  LSG Bayern, Urteil
vom 30. Oktober 2020 â�� L 20 KR 151/20 â��; LSG Nordrhein-Westfalen â�� Urteil
vom 1. Juli 2021 â�� L 16 KR 355/18 â��; LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil vom 31.
MÃ¤rz 2021 â�� L 5 KR 666/20 â��; LSG Hamburg, Urteil vom 27. Oktober 2021 â��
L 1 KR 7/32 â�� sÃ¤mtlich juris und m.w.N.).

Â 

Die vom ProzessbevollmÃ¤chtigten der KlÃ¤gerin dargelegten
verfassungsrechtlichen Bedenken gegen die Verbeitragung der Kapitalleistung
bestehen zur Ã�berzeugung des Senats und in Ã�bereinstimmung mit der
stÃ¤ndigen hÃ¶chstrichterlichen Rechtsprechung nicht. Wesentliche Merkmale einer
Rente der betrieblichen Altersversorgung im Sinne des Beitragsrechts sind, wie
ausgefÃ¼hrt, ein Zusammenhang zwischen dem Erwerb dieser Rente und der
frÃ¼heren BeschÃ¤ftigung sowie ihre Einkommensersatzfunktion als â�� weiteres
â�� Merkmal der Vergleichbarkeit mit der gesetzlichen Rente (stRspr. vgl. BSG,
Urteile vom 23. Februar 2021 â�� B 12 KR 32/19 R â�� juris Rn. 24 m.w.N.; vom 30.
MÃ¤rz 2011 â�� B 12 KR 24/09 R â�� juris Rn. 14 ff. ; vom 25. Mai 2011 â��
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